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Das Kabinett beschlieRt die

Liebe Leserinnen und Leser,

das Jahr 2016 liegt hinter uns
und wir befinden uns bereits
seit iber acht Wochen im Jahr
2017. Fur uns als Verwaltung
bedeutet dies, dass wir mitten
in den Vorbereitungen zur
Jahresabrechnung fiir das Jahr
2016 sind und derzeit die Heizkosten bei den jewei-
ligen Abrechnungsfirmen abgefordert werden so-
wie die ersten Abstimmungen fiir die Belegpri-
fungen/Beiratsgesprache erfolgen, um rechtzeitig
im laufenden Jahr die Termine fiir die anstehenden
Eigentimerversammlungen festzulegen.

Wie in den Vorjahren kommen auch in diesem Jahr
neue gesetzliche Regelungen auf uns zu, die wir
jedoch aus Verwaltersicht sehr begriiRen.

Das Bundeskabinett hat Zulassungsregelungen fiir
Immobilienmakler und Verwalter verabschiedet, die
sicherlich zu einer Qualitatsverbesserung in diesem
Bereich beitragen werden. Ab Ende 2017 sollen die
neuen Regeln dann gelten. Mehr Informationen
lesen Sie dazu in unserem Sonderbericht auf dieser
Seite zum Thema.

Weiterhin haben wir die erfreuliche Mitteilung, dass
wir unseren Kunden endlich im Il. Quartal dieses
Jahres den Online-Zugriff auf diverse Unterlagen
wie z.B. Teilungserklarung, Verwaltervertrag, aktu-
elle Protokolle und Jahresabrechnungen etc. tber
unsere website bieten konnen. Mehr Informationen
erhalten Sie dazu in unserer 2. Ausgabe der Beirats-
News in 2017.

Im Jahr 2016 ist die VEGIS UNTERNEHMENS-
GRUPPE weiter gewachsen. Insofern freue ich mich
die Beiratsmitglieder der neu hinzugekommenen
100 Prozent Tochtergesellschaften der VEGIS Immo-
bilien, der Trisko Hausverwaltung und Immobilien-
dienst GmbH, der living Immobilienverwaltung
GmbH und der Hecht Hausverwaltung GmbH
begriiRen zu kénnen.

Ich wiinschen allen Lesern unserer Beirats-News ein
erfolgreiches und gesundes Jahr 2017.

Herzlichst Ihr

Lutz Dammaschk
Geschaftsflihrer

Zulassungsregelung fiir Verwalter
und Immobilienmakler

Das Bundeskabinett hat
den Gesetzentwurf zur
Einfiihrung einer Be-
rufszulassungsregelung
fir gewerbliche Immo-
bilienverwalter und Mak-
ler beschlossen. Ab Ende
2017 konnten die neuen
Anforderungen gelten.
Bereits im Juli 2015 lag
der Referentenentwurf
vor, liber ein Jahr spdter
hat nun das Bundes-
kabinett den Gesetzent-
wurf zur Einfihrung
einer Berufszulassungs-
regelung fiir gewerb-
liche Wohnungseigen-
tumsverwalter sowie
Immobilienmakler be-
schlossen. Fiir WEG-Ver-
walter werden erstmals
eine Zulassungspflicht
sowie weitere Vorausset-
zungen eingefihrt. Fir
Immobilienmakler, die
bereits einer Zulas-
sungspflicht  unterlie-
gen, liegen die Hiirden
kiinftig hoéher. Damit
setzt die grofie Koalition
ein Vorhaben aus dem
Koalitionsvertrag um.

WEG-Verwalter miissen
Sachkunde und
Versicherungsschutz
vorweisen.

Fiir Wohnungseigen-
tumsverwalter soll erst-
mals eine Erlaubnis-
pflicht in § 34c der
Gewerbeordnung ein-
geflihrt werden. Bislang
miissen sie die Aufnah-
me ihrer Tdtigkeit ledig-

lich anzeigen. WEG-
Verwalter sollen kiinftig
einen Sachkundenach-
weis sowie Nachweise
uber ihre Zuverldssig-
keit, geordnete Vermo-
gensverhdltnisse sowie
eine  Vermogensscha-
denhaftpflichtversiche-
rung vorlegen missen,
bevor sie eine Gewerbe-
erlaubnis erhalten. Die
erforderliche Sachkun-
de sollen Verwalter
durch eine vor der In-
dustrie- und Handels-
kammer erfolgreich ab-
gelegte Priifung nach-
weisen. Details sollen in
einer Rechtsverordnung
geregelt werden.

Verwalter, die bereits
tatig sind, sollen ver-
pflichtet werden, inner-
halb von zwolf Mona-
ten nach Inkrafttreten
der Neuregelung einen
Zulassungsantrag  zu
stellen und die erfor-
derlichen Nachweise vor-
zulegen. Fir ,alte Ha-
sen” sieht der Entwurf
eine Erleichterung im
Procedere vor: Wer bei
Inkrafttreten des Ge-
setzes mindestens sechs
Jahre ununterbrochen
als WEG-Verwalter tatig
war, soll zwar auch ei-
nen Zulassungsantrag
stellen miussen, aber
vom Nachweis der Sach-
kunde befreit sein.

VEGIS UNTERNEHMENSGRUPPE

Dreiherrnsteinplatz 16 - 63263 Neu-lsenburg - Tel.:

E-Mail: infoni@vegis-immobilien.de -

Entwurf erfasst bisher
nur gewerbliche
WEG-Verwalter

Die Erlaubnispflicht ist
ausschlieRlich fiir ge-
werbetreibende Woh-
nungseigentumsverwal-
ter vorgesehen. Verwal-
ter von Mietwohnein-
heiten und angestellte
WEG-Verwalter fallen
dem Entwurf zufolge
nicht unter die Erlaub-
nispflicht. Von der Er-
laubnispflicht ebenfalls
nicht erfasst werden
soll die Verwaltung von
Wohnungseigentum
durch die Eigentiimer-
gemeinschaft selbst
oder durch einen der
Miteigentliimer.

Dass Mietverwalter nicht
einbezogen werden sol-
len, hatten Verbdnde
nach Vorliegen des Re-
ferentenentwurfs kriti-
siert. Mietverwalter seien
ebenfalls treuhdnderisch
tatig und triigen diesel-
be wirtschaftlich hohe
Verantwortung wie WEG-
Verwalter. Ob die Er-
laubnispflicht auch auf
Mietverwalter erstreckt
wird, soll nun im weite-
ren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens ge-
klart werden.

Quelle bzw. weitere Informati-
onen: Haufe Online-Redaktion

06102-7503-0 - Fax: 06102-7503-10
Internet: www.vegis-immobilien.de
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Balkon ist nicht gleich Balkon

Ein Balkon steigert die Lebensqualitat und den Wert einer Wohnung erheblich.
Nachtrégliche Balkonanbauten sind daher beliebt und weit verbreitet.

Wer einen Balkon nachtraglich anbauen mochte, muss Mindestabstdnde zum
Nachbarn einhalten. Dabei kommt es nicht in erster Linie auf das Maf, son-
dern auf die Nutzung an. Eine vor der Gebdudewand eines in geschlossener
Bauweise errichteten Mehrfamilienhauses aufgestellte Plattform mit 2,20 Meter
Tiefe und 7,04 Quadratmeter Grundflache gilt noch als privilegiert (§ 5 Absatz 7
Satz 1 Niedersdchsische Bauordnung), hat das Verwaltungsgericht Hannover
verkiindet (VG Hannover, 06.10.2016, 4 B 4980/16). Gebdudeteile in dieser
Grofe sind vom Mindestabstand zur seitlichen Grundstiicksgrenze befreit.
Mafigeblich fiir die Privilegierung des Balkons ist, ob er noch als Freisitz oder
schon zur Verlagerung der Wohnnutzung ins Freie diene. Das Gericht ist davon
ausgegangen, dass ein Balkon mit den hier angegebenen Mafen eine ausge-
dehnte Wohnnutzung nicht ermdéglicht.

Klimaschutz und Sanierungsquote:
Viel beschworen, aber umstritten

Eine effiziente Energienutzung in Gebduden ist notwendig, um die Klima-
schutzziele zu erreichen, dariiber sind sich alle einig. Wie erfolgreich staatliche
Forderprogramme sind, ist jedoch umstritten. Die Anzahl der energetisch
sanierten Wohngebdude ist héher als angenommen, meldet der Verband
Haus & Grund: Private Eigentiimer investieren kleinteilig und bezahlen oft aus
eigenen Mitteln. Deren Investitionen wiirden nirgendwo erfasst. Die Investiti-
onen in energetische Sanierungen seien gesunken, berichtet dagegen das
Institut der deutschen Wirtschaft und empfiehlt eine Vereinfachung der bun-
desweit 3.350 Forderprogramme. Die aktuelle Studie des Bundesinstituts fiir
Bau-, Stadt- und Raumforschung in 14 EU-Ldndern zeigt unterschiedliche
Ergebnisse, die unter anderem davon abhdngen, ob sich die Sanierungskosten
auf die Mieter umlegen lassen oder nicht. Fiir Immobilienkdufer wird der
energetische Zustand des Objekts indes unwichtiger. Nur noch fiir 57,3 Prozent
ist die Energieeffizienz wichtig, im Vorjahr waren es noch 62,8 Prozent gewesen.

Wohnimmobilienkreditrichtlinie nachgebessert

Das Gesetz zur Umsetzung der EU-Wohnimmobilienkreditrichtlinie, die Immo-
bilienkdufer vor Uberschuldung schiitzen soll, hatte in weiten Kreisen fiir Ver-
unsicherung gesorgt. Zwar seien die Berichte der Banken tiber Kreditriickgdn-
ge libertrieben gewesen, ergab eine Studie, dennoch fehlte es an klaren Formu-
lierungen, die den Banken Entscheidungskriterien bei der Kreditvergabe
vorgeben. Die Vergabe von Hypothekenkrediten an dltere und an junge Im-
mobilienkdufer war nicht eindeutig geregelt. Dem nachgebesserten Gesetzent-
wurf, in dem konkrete Leitlinien immer noch fehlen, hat das Bundeskabinett
Ende Dezember zugestimmt. Die Leitlinien sollen vom Finanz- und vom Justiz-
ministerium per Verordnung im ersten Quartal 2017 festgelegt werden.

Junge Familien kehren der Stadt
vermehrt den Riicken

Hohe Immobilienpreise und Baukosten zwingen
Bauherren und Immobilienkdufer dazu, tiber Alter-
nativen nachzudenken. Ein weiterer Grund sind die
seit Anfang Oktober 2016 steigenden Zinsen, durch
die bald hohere Finanzierungskosten anfallen.
Uber 60 Prozent der 30- bis 39-jahrigen Deutschen
wollen daher am Stadtrand bauen. Das sind 13 Pro-
zent mehr als noch vor fiinf Jahren. Besonders jun-
ge Familien wollen die Stadt notgedrungen verlas-
sen. Schliissige Konzepte, um den Engpdssen auf
den angespannten Wohnungsmdrkten und damit
den hohen Preisen entgegenzuwirken, fehlen bis-
her. Mehr staatliche Unterstiitzung bei der Wohn-
eigentumsbildung wdre wiinschenswert, denn die
Eigentumsquote stagniert seit Langem und rangiert
im europdischen Vergleich auf dem vorletzten
Platz. Dabei gilt Wohneigentum als notwendige
Ergdnzung der Rente und Absicherung im Alter.

Forderprogramm zur Heizungs-
optimierung gut angelaufen

Fiir das Forderprogramm der Bundesregierung zur
Heizungsoptimierung sind seit August 2016 bereits
25.000 Registrierungen eingegangen. Der Zuschuss
betragt 30 Prozent der Nettoinvestitionskosten.
Gefordert wird der Einbau hocheffizienter Umwalz-
pumpen sowie die Durchfiihrung eines hydrau-
lischen Abgleichs mit begleitenden Mafinahmen.
Mehr Informationen und Hinweise zur Antragstel-
lung finden Leser auf der Website www.bafa.de
unter dem Stichwort ,Heizungsoptimierung®.

Schornsteinpflege nicht
vernachlassigen

Eigentlimer von Immo-
bilien miissen seit 2013
selbst dafiir sorgen, dass
der Kaminkehrer ins Haus
kommt. Der Bezirksschorn-
steinfeger ist lediglich ver-
pflichtet, innerhalb von
sieben Jahren zweimal
eine Feuerstattenschau
durchzufithren. Zwischen
diesen beiden Terminen
miussen mindestens drei
Jahre liegen. Um vor Be-
anstandungen und mog-
lichen Risiken sicher zu
sein, sollten Eigentiimer
den Schornstein regelma-
Rig kontrollieren und
warten lassen.
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Umwandlung von Teil- in
Wohnungseigentum

Soll Teileigentum in Wohnungseigentum bzw.
Wohn- in Teileigentum umgewandelt werden, miis-
sen in jedem Fall alle Wohnungseigentiimer zu-
stimmen. Das gilt auch dann, wenn in der Gemein-
schaftsordnung steht, dass fiir die Teileigentums-
einheiten jede Art und Form der Nutzung zuldssig
ist, soweit diese behordlich genehmigt ist. Eine
derartige Klausel erlaubt lediglich eine Anderung
des tatsdchlichen Gebrauchs und bestimmt das
zuldssige Maf® der tatsdchlichen Nutzung. Sie hat
jedoch nicht zur Folge, dass die Eigentlimer einer
Umwandlung nicht mehr zustimmen miissen
(OLG Miinchen, 11.11.2016, 34 Wx 264/16).

GroRe Unterschiede in der
Wohnsituation

Nach Angaben des Statistischen Bundesamts leben
Menschen mit Migrationshintergrund wesentlich
seltener in Wohneigentum (34,5 Prozent) als Men-
schen ohne Migrationshintergrund (54,8 Prozent).
Menschen mit Migrationshintergrund leben mit
einem Anteil von sechs Prozent doppelt so oft in
Wohngebduden mit mehr als 12 Wohnungen
(ohne Migrationshintergrund: drei Prozent). Sie ha-
ben mit 32,8 Quadratmeter weniger Wohnfldche
je Person zur Verfiigung (ohne Migrationshinter-
grund: 47,7 Quadratmeter) und wohnen in Haus-
halten, die mit 7,26 Euro eine hohere Bruttokalt-
miete pro Quadratmeter bezahlten (ohne Migrati-
onshintergrund: 6,69 Euro).

BGH-Urteil: Fahrstuhl abgelehnt

Der Bundesgerichtshof hat entschieden, dass ein
einzelner Wohnungseigentiimer in dem gemein-
schaftlichen Treppenhaus grundsdtzlich nur dann
einen Personenaufzug auf eigene Kosten einbauen
darf, wenn alle iibrigen Wohnungseigentiimer ihre
Zustimmung dazu erteilen. Dies gilt auch dann,
wenn der bauwillige Wohnungseigentiimer auf-
grund einer Gehbehinderung auf den Aufzug
angewiesen ist, um seine Wohnung zu erreichen.
Die tlibrigen Wohnungseigentiimer kénnen aller-
dings verpflichtet sein, den Einbau eines Treppen-
lifts oder einer Rollstuhlrampe zu dulden. Auf die
Frage, ob die Wohnungseigentiimergemeinschaft
selbst einen Aufzug einbauen kann, wenn die Woh-
nungseigentiimer dies mit qualifizierter Mehrheit
beschlossen haben, gibt das Urteil keine Auskunft
(BGH, 13.01.2017, V ZR 96/16).

Seite 3

Ausgabe: Friihjahr 2017

Eigenbedarf: Kiindigung durch
Gesellschaft biirgerlichen Rechts

Bei der Kiindigung einer Mietwohnung wegen Eigenbedarf wiegt das Interesse eines
Mieters nicht schwerer als das eines Vermieters oder seiner Angehérigen.

Die Kiindigung eines Mietverhdltnisses wegen Eigenbedarf durch eine Gesell-
schaft biirgerlichen Rechts ist grundsatzlich gleichzusetzen mit der durch Mit-
eigentlimer- oder Erbengemeinschaften. Das Gericht musste abwdgen zwi-
schen dem Schutzbediirfnis eines Mieters vor dem Verdrdngungsrisiko und
dem Recht eines Eigentlimers, sein Eigentum fiir sich selbst oder nahe Angeho-
rige zu nutzen. Im konkreten Fall griindete eine Gruppe aus vier Personen
1991 eine Gesellschaft biirgerlichen Rechts und kaufte ein Mehrfamilienhaus
im begehrten Minchner Stadtteil Lehel. Die Sanierung und Aufteilung des
Hauses begann im Jahr 1994, einige Wohnungen sind inzwischen verkauft. In
dem Haus liegt auch die letzte noch nicht sanierte Wohnung, deren Mietern
im September 2013 wegen Eigenbedarfs der Tochter eines der Gesellschafter
gekiindigt wurde. Die Kiindigung sei rechtsmissbrauchlich und unwirksam,
argumentierten die Mieter. Der Bundesgerichtshof entschied jedoch zu guns-
ten des Vermieters (BGH, 14.12.2016, VIII ZR 232/15).

Wohnungssuche: Darauf legen die Deutschen
besonderen Wert

Hell soll die neue Wohnung sein, und viele Fenster soll sie haben, das steht fiir
89 Prozent der Wohnungssuchenden fest. Wichtig ist vielen auch frische Luft:
Ein Balkon, eine Terrasse oder ein Garten ist nach einer aktuellen Studie von
immowelt.de fiir 88 Prozent besonders wichtig. Eine Dusche gehort fiir 85 Pro-
zent zwingend zur Ausstattung dazu, eine Badewanne ist dagegen nur fiir 57
Prozent unverzichtbar. 74 Prozent der Befragten achten darauf, ob ein Keller
oder Dachboden vorhanden ist. Weniger Wert legen die Deutschen auf Stuck
und eine Jugendstilfassade. Dass es sich bei der neuen Wohnung um einen
Altbau handeln sollte, ist nur fiir elf Prozent ein Muss. Auch eine Fulboden-
heizung und ein Aufzug stehen auf der Prioritdtenliste weiter hinten.

Vermietung: Einbaukiiche nicht sofort abziehbar

Die Aufwendungen fiir eine Einbaukiiche in einer vermieteten Wohnung kén-
nen nicht sofort als Werbungskosten steuerlich geltend gemacht werden. Der
Bundesfinanzhof (BFH, 03.08.2016, IX R 14/15) hat entschieden, dass die Kos-
ten iiber zehn Jahre abgeschrieben werden miissen. Der klagende Vermieter
hatte in mehreren Wohnungen die Einbaukiichen entfernt und durch neue
ersetzt. Das Finanzamt lief? aber lediglich die Kosten fiir den Einbau von Herd
und Spiile gelten sowie fiir solche Elektrogerdte, deren Gesamtkosten den
Betrag fiir geringwertige Wirtschaftsgtiter von 410 Euro nicht iiberstiegen. Die
Aufwendungen fiir die Einbaumdébel verteilte das Finanzamt auf die voraus-
sichtliche Nutzungsdauer von zehn Jahren. Der BFH geht davon aus, dass
Spiile und Kochherd keine unselbststdndigen Gebdudebestandteile mehr sind
und begriindet dies mit der gednderten Praxis.
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,Urbane Gebiete” sollen Wohnraum schaffen

Viele Stddte brauchen dringend Wachstumsperspektiven und bezahlbaren
Wohnraum. Aus diesem Grund hat das Bundeskabinett im Stadtebaurecht die
neue Baugebietskategorie ,Urbane Gebiete“ beschlossen. Zukiinftig wird es
nicht nur Wohngebiete, Gewerbegebiete oder Mischgebiete geben, sondern
innerstadtische Gebiete, die hoher und dichter bebaut werden diirfen. Sie zeich-
nen sich durch eine Nutzungsmischung aus Gewerbe, Biiro, Einzelhandel und
Wohnen aus. Auch soziale, kulturelle und andere Einrichtungen sollen dort
existieren diirfen. Um den unterschiedlichen Nutzungsanspriichen gerecht zu
werden, sollen hohere Larmimmissionswerte zugelassen werden.

Immobilien als Luxus- und Prestigeobjekte

Miinchen und Berlin haben es in das Ranking der zehn angesagtesten Adres-
sen der Reichen in Deutschland geschafft. Diese beiden Stddte verzeichneten
die grofdite Nachfrage nach Luxusimmobilien im ersten Halbjahr 2016. Wah-
rend das Budget fiir Immobilien im Luxussektor in Berlin um vier Prozent zum
Vorjahreswert gestiegen ist, stieg es in Miinchen um 14 Prozent. Im Schnitt
waren Deutsche im vergangenen Halbjahr sowohl in Berlin als auch in Miin-
chen bereit, rund drei Millionen Euro fiir eine Immobilie auszugeben. Oster-
reichs Hauptstadt ist der beliebteste Anlageort fiir Luxusimmobilien im Aus-
land und landet auf dem dritten Platz des Rankings. Neben Wien zdhlen Ibiza,
Saint-Tropez, Marbella und Palma zu den Topadressen fiir Luxusimmobilien
in Europa. So sieht das Ranking der beliebtesten Stddte der Deutschen fiir
Luxusimmobilien aus: 1. Miinchen, 2. Berlin, 3. Wien, 4. Ibiza, 5. Rio de Janei-
ro, 6. Saint-Tropez, 7. Palma, 8. Dubai, 9. Marbella, 10. New York City.

Stadtgriin verbessert Lebensqualitat
und sozialen Zusammenhalt

In Zeiten wachsender Stadte und dichterer Siedlungen werden urbane Griinflachen
und griine Infrastruktur noch wichtiger.

Fast ein Drittel der Menschen in Deutschland lebt in Grof3stddten — und es
werden immer mehr. Bei der Erhaltung der Lebensqualitdt und des sozialen
Zusammenhalts helfen Parks und Griinanlagen. Sie schiitzen das Klima und
bieten Raum fiir Erholung, Bewegung und Naturerfahrung. In sozial benach-
teiligten und hochverdichteten Quartieren gibt es oft zu wenige Griinfléchen.
Abhilfe kann in solchen Fallen eine vertikale Begriinung schaffen. Bepflanzte
Gebdudefassaden beeinflussen das Mikroklima positiv, senken die Feinstaub-
konzentration und verbessern den Schallschutz. Fiir die Begriinung von
Dachern gibt es mittlerweile viele Losungsansdtze. Die Begriinung vertikaler
Flachen wie Gebdudefassaden steckt dagegen noch in den Anfdngen. Das
Fraunhofer-Institut fiir Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik hat ein Pilot-
system fiir vertikale Begriinung entwickelt, das bodenungebunden auf der
Basis mineralischer Bauelemente aus Kalksandstein funktioniert und bereits
jetzt einsatzfdhig ist.

Larm ist ein Stressfaktor

Unter den 24 bei Eurostat gelisteten europdischen
Landern ist Deutschland das Land mit der hochsten
Larmbeldstigung von der Strafde oder durch Nach-
barn. Mehr als ein Viertel der deutschen Bevolke-
rung leidet unter Larm. Am wenigsten beldstigt
werden die Schweden — noch vor den Polen. In die-
sen beiden Ldndern ist die Belastung durch Lirm
weniger als halb so hoch wie in Deutschland. Larm
ist eine Folge hoher Industrialisierung und der Preis
fir Wohlstand und Wachstum. Dennoch haben
es beispielsweise die Niederlande geschafft, den
Larmpegel, der noch vor rund zehn Jahren der
zweithochste war, deutlich zu senken. Dort sind
heute immer noch 24,8 Prozent der Menschen in
ihrer Lebensqualitdt beeintrdchtigt. Deutschland
hat bereits seit 2006 sehr hohe Larmpegel zu bekla-
gen. Daran hat sich tiber die Jahre auch wenig
gedndert. Am erfolgreichsten in der Larmbekdmp-
fung war Spanien. Es konnte die Zahl der von Larm
beldstigten Menschen innerhalb von zehn Jahren
um rund 40 Prozent senken - von 26,5 Prozent auf
15,7 Prozent.

In den GroR3stadten wird es eng

Deutschlands Grof3stddte boomen. Das wird auch
in den kommenden 20 Jahren so bleiben. Derzeit
leben rund 3,5 Millionen Menschen in Berlin, 2035
konnten es bereits vier Millionen sein — ein Zuwachs
von knapp 15 Prozent. Auch die Bevolkerung in
Miinchen wdachst, voraussichtlich um mehr als
14 Prozent auf 1,66 Millionen. In Frankfurt am
Main werden 2035 rund 814.000 Menschen leben —
das wdre ein Plus von elf Prozent. Das Bevolkerungs-
wachstum sorgt fiir prosperierende Stéidte, wihrend
den landlichen Gebieten die Verédung droht.

Entwicklung der Einwohnerzahlen

Jahr Berlin Frankfurt Miinchen
2015 3.520.000 733.000 1.450.000
2020 3.681.000 759.000 1.504.000
2025 3.813.000 781.000 1.557.000
2030 3.920.000 798.000 1.607.000
2035 4.030.000 814.000 1.659.000

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Koln

Weniger Haushaltsabfalle

Im Jahr 2015 wurden nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes insgesamt 37,3 Millionen Ton-
nen Abfdlle bei den Haushalten eingesammelt.
Dies waren 0,6 Prozent weniger als 2014. Im Durch-
schnitt wurden im Jahr 2015 rund 454 Kilogramm
Haushaltsabfalle pro Einwohner erfasst.
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	Vermietung: Einbauküche nicht sofort abziehbar
	Umwandlung von Teil- in Wohnungseigentum
	Große Unterschiede in der Wohnsituation
	BGH-Urteil: Fahrstuhl abgelehnt
	Stadtgrün verbessert Lebensqualität und sozialen Zusammenhalt
	„Urbane Gebiete“ sollen Wohnraum schaffen
	Immobilien als Luxus- und Prestigeobjekte
	Lärm ist ein Stressfaktor
	In den Großstädten wird es eng
	Impressum

